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Öffentliche Bekanntmachungen 
 

Hauptsatzung 

der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
vom 30.06.2020 

 
Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. S. 777) wird nach Beschluss der 
Stadtvertretung vom 30.06.2020 sowie nach Anzeige bei der unteren Rechtsaufsichtsbehörde des Land-
kreises Rostock nachfolgende Hauptsatzung erlassen. 
 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung männlicher, weiblicher und 
diverser Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl für alle 
Geschlechter. Bei der Ermittlung sämtlicher Wertgrenzen ist bei Berechtigung zum Vorsteuerabzug der 
Nettobetrag maßgebend. 
 
 

§ 1 
Name/Wappen/Flagge/Dienstsiegel 

 
(1) Die Stadt ist eine kreisangehörige Stadt mit deren Rechten und Aufgaben; sie führt die Bezeichnungen 
„Stadt“, „Ostseebad“ und den Namen "Kühlungsborn". 
 
(2) Die Stadt Ostseebad Kühlungsborn führt ein Wappen, eine Flagge und ein Dienstsiegel. 
 
(3) Das Wappen zeigt drei nach (heraldisch) rechts fliegende silberne Möwen mit aufgerichteten, schwarz 
auslaufenden Schwingen in blauem Feld. 
 
(4) Die Flagge zeigt drei nach (heraldisch) rechts fliegende silberne Möwen mit aufgerichteten, schwarz 
auslaufenden Schwingen auf blauem Grund. 
 
(5) Das Siegel enthält das Wappen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn und die Umschrift: 
• STADT OSTSEEBAD KÜHLUNGSBORN •,  sowie die jeweilige Ordnungsziffer. 
 
(6) Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Genehmigung des Bürgermeisters. 
 
 

§ 2 
Rechte der Einwohner 

 
(1) Der Bürgermeister beruft durch öffentliche Bekanntmachung mindestens zweimal im Jahr eine 
Einwohnerversammlung ein.  
 
(2) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung in Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in 
der Stadtvertretungsversammlung behandelt werden müssen, sollen dieser in einer angemessenen Frist 
zur Beratung vorgelegt werden. 
 
(3) Die Einwohner erhalten die Möglichkeit, in einer Fragestunde vor Beginn des öffentlichen Teils der 
Stadtvertretungssitzung Fragen an alle Mitglieder der Stadtvertretung sowie den Bürgermeister zu stellen 
und Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten. Die Fragen, Vorschläge und Anregungen dürfen sich 
dabei nicht auf Beratungsgegenstände der nachfolgenden Sitzung der Stadtvertretung beziehen, hiervon 
kann die Stadtvertretung Ausnahmen zulassen. Für die Fragestunde ist eine Zeit bis zu 30 Minuten 
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vorzusehen. Die Redezeit für jeden Einwohner ist auf fünf Minuten begrenzt, über Ausnahmen 
entscheidet der Bürgervorsteher. 
 
(4) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentlichen Teil der Sitzung der Stadtvertretung über wichtige 
Stadtangelegenheiten zu berichten. 
 
 

§ 3 
Stadtvertretung 

 
(1) Die in die Stadtvertretung gewählten Bürger führen die Bezeichnung: Stadtvertreter 
 
(2) Der Vorsitzende der Stadtvertretung führt die Bezeichnung: Bürgervorsteher 
 
(3) Die Stadtvertretung wählt aus ihrer Mitte einen ersten und einen zweiten Stellvertreter des 
Vorsitzenden. 
 
(4) Die Stellvertreter des Vorsitzenden werden durch Mehrheitswahl gewählt. 
 
 

§ 4 
Sitzungen der Stadtvertretung 

 
(1) Die Stadtvertretungssitzungen sind öffentlich. 
 
(2) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgenden Fällen ausgeschlossen: 
 

1. einzelne Personalangelegenheiten außer Wahlen und Abberufungen, 
2. Steuer- und Abgabeangelegenheiten Einzelner, 
3. Grundstücksgeschäfte, 
4. Rechnungsprüfungsangelegenheiten mit Ausnahme des Abschlussberichts, 

 
Sollten keine überwiegenden Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner 
betroffen sein, sind auch die Angelegenheiten der Ziffern 1-4 in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 
 
(3) Anfragen von Mitgliedern der Stadtvertretung sollen spätestens drei Arbeitstage vor der Sitzung bei 
dem Bürgermeister eingereicht werden. Mündliche Anfragen während der Stadtvertretungssitzung sollen, 
sofern sie nicht in der Sitzung selbst beantwortet werden, spätestens innerhalb von vierzehn Tagen 
schriftlich beantwortet werden. 
 
 

§ 5 
Aufgabenverteilung / Hauptausschuss 

 
(1) Dem Hauptausschuss gehören neben dem Bürgermeister acht Mitglieder der Stadtvertretung an. 
Die Stadtvertretung wählt neben diesen acht weitere acht Mitglieder der Stadtvertretung als 
stellvertretende Hauptausschussmitglieder. 
 
(2) Außer den ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben obliegen dem Hauptausschuss alle Entscheidungen, 
die nicht nach § 22 Abs. 3 KV M-V als wichtige Angelegenheiten der Stadtvertretung vorbehalten sind 
bzw. durch die folgenden Vorschriften dem Bürgermeister übertragen werden. Davon unberührt bleiben 
die dem Bürgermeister gesetzlich übertragenen Aufgaben, insbesondere die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung. 
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(3) Der Hauptausschuss trifft Entscheidungen nach § 22 Abs. 4 KV M-V:  

 
1. bei Verträgen der Stadt mit Mitgliedern der Stadtvertretung und der Ausschüsse sowie 

mit dem Bürgermeister und leitenden Bediensteten die auf einmalige Leistungen gerichtet 
sind, innerhalb einer Wertgrenze von 5.000 EURO bis 25.000 EURO sowie bei 
wiederkehrenden Leistungen innerhalb einer Wertgrenze von 2.500 EURO bis 5.000 EURO 
pro Monat, 

 
2. bei überplanmäßigen Ausgaben innerhalb einer Wertgrenze von 10 - 20 % der 

betreffenden Haushaltsstelle, jedoch nicht mehr als 25.000 EURO, sowie bei 
außerplanmäßigen Ausgaben innerhalb einer Wertgrenze von 5.000 EURO bis 500.000 
EURO je Ausgabenfall, 

 
3. bei Veräußerung oder Belastung von Grundstücken innerhalb einer Wertgrenze von 5.000 

EURO bis 50.000 EURO, bei Hingabe von Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres 
zurückgezahlt werden bis zu 100.000 EURO sowie bei Aufnahme von  Krediten im Rahmen 
des Haushaltsplanes innerhalb einer Wertgrenze von 1 bis 2,5 Mio EURO, unberührt 
davon bleiben interne Darlehen, 

 
4. bei der Übernahme von Bürgschaften, dem Abschluss von Gewährverträgen, der 

Bestellung sonstiger Sicherheiten für Dritte sowie wirtschaftlich zu achtende 
Rechtsgeschäfte bis zu einer Wertgrenze von 25.000 EURO, 

 
5. bei dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen, insbesondere Erschließungsverträgen 

und Durchführungsverträgen zu vorhabensbezogenen Bebauungsplänen von 50.000 EURO 
bis 500.000 EURO. 

 
(4) Bei Dauerschuldverhältnissen und wiederkehrenden Leistungen bestimmen sich die Wertgrenzen nach 
dem Jahresbetrag der Leistungen. 
 
(5) Soweit sich aus Absatz 3 nichts anderes ergibt, beschließt der Hauptausschuss weiterhin: 
 
a) über die Einleitung und die Art der Ausschreibungen nach  UVgO bzw. VOL im geschätzten Wert von 

50.000 EURO bis 100.000 EURO und nach der VOB im geschätzten Wert von 250.000 EURO bis 

500.000 EURO, soweit der Auftrag auf eine einmalige Leistung gerichtet ist, 

 
b) über die Einleitung und die Art der Ausschreibung, die auf eine wiederkehrende Leistung gerichtet ist, 

nach der UVgO bzw. VOL ab einem bestimmten Jahresbetrag wiederkehrenden Leistungen von 

25.000 EURO bis 50.000 EURO und nach der VOB nach einem geschätzten Jahresbetrag der 

wiederkehrenden Leistungen von 200.000 EURO bis 400.000 EURO.  

 
Mit der Entscheidung zur Einleitung eines Verfahrens nach Abs. 5 a) und b) wird dem Bürgermeister 
zugleich die Ermächtigung erteilt, nach durchgeführtem Verfahren den Zuschlag zu erteilen. 
 

(6) Der Hauptausschuss entscheidet über: 
 
a) das gemeindliche Einvernehmen im Bereich § 34 BauGB (Innenbereich), 
 
b)  das gemeindliche Einvernehmen im Bereich § 35 BauGB (Außenbereich),  
 
c) das gemeindliche Einvernehmen nach § 22 Abs. 5 BauGB (Teilungsgenehmigung in Gebieten mit 

Fremdenverkehrsfunktion) 
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d) Ausnahmen und Befreiungen im Geltungsbereich von Bebauungsplänen und städtischen Satzungen. 
 
e) über Anträge auf Änderungen von Bebauungsplänen. 
 
Dies gilt nur für Angelegenheiten, die nicht dem Bürgermeister gemäß § 7 Abs. 5 zugeordnet sind. 
 
(7) Der Hauptausschuss entscheidet im Einvernehmen mit dem Bürgermeister in 
Personalangelegenheiten von besonderer Bedeutung. Dazu gehören die Ernennung, Beförderung und 
Entlassung von Beamten der Laufbahngruppe 2. Beschäftigte ab der Entgeltgruppe E 11 werden durch 
den Hauptausschuss eingestellt. 
 
(8) Entscheidungen über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 
Zuwendungen im Sinne von § 44 Abs. 4 KV M-V von 100 EURO bis 1.000 EURO trifft der Hauptausschuss. 
 
(9) Die Stadtvertretung ist laufend über die Entscheidungen im Sinne der Abs. 2 bis 6 zu unterrichten. 
 
(10) Die Sitzungen des Hauptausschusses sind nicht öffentlich. 

 
(11) Der Hauptausschuss ist der Betriebsausschuss für den Eigenbetrieb Kommunalservice Kühlungsborn 
nach der Eigenbetriebssatzung. 
 
(12) Der Hauptausschuss entscheidet über die Verlängerung von Pachtverträgen ab einer jährlichen 
Pachthöhe von 12.000 EURO (1.000 EURO monatlich), bevor eine automatische Verlängerung eintritt. 
 
(13) Verpflichtungserklärungen der Stadt ab einer Wertgrenze von 30.000 EURO bis 100.000 EURO bzw. 
bei wiederkehrenden Verpflichtungen von 30.000 EURO bis 100.000 EURO pro Jahr werden vom 
Hauptausschuss beschlossen. Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht ist der Hauptausschuss zuständig 
ab einer Wertgrenze von mehr als 30.000 EURO bis 100.000 EURO. 
 

 
§ 6 

Ausschüsse 
 

(1) Die Ausschüsse der Stadtvertretung setzen sich, soweit nichts anderes bestimmt ist, aus sechs 
Mitgliedern der Stadtvertretung und fünf sachkundigen Einwohnern zusammen. Die Stadtvertretung 
wählt neben den gewählten Ausschussmitgliedern die gleiche Anzahl als stellvertretende 
Ausschussmitglieder. 
 
(2) Folgende Ausschüsse werden gemäß § 36 KV M-V gebildet: 
 
Name Aufgabengebiet 
Finanzausschuss Finanz- und Haushaltswesen, Steuern, Gebühren, 
 Beiträge und sonstige Abgaben, Wirtschaftsförderung 
 
Ausschuss für Soziales, Schule, Jugend, Sozialwesen, Jugend-, Senioren- und 
Senioren und Sport (Sozialausschuss) Behindertenbetreuung und –förderung, Betreuung 
 der Schul- und Kindergarteneinrichtungen,  
 Sportentwicklung und Sportförderung, Förderung der  
 gemeinnützigen Vereine 
 
Ausschuss für Stadtentwicklung, Bau, Flächennutzungsplanung, Bauleitplanung, 
Verkehr und Umwelt (Bauausschuss) Hoch-, Tief- und Straßenbauangelegenheiten, 

gemeindliches Einvernehmen, Denkmalpflege, 
Umwelt- und Naturschutz, Landschaftspflege, 
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Abfallkonzepte, Kleingartenanlagen, 
Verkehrskonzept, Verkehrsangelegenheiten 

 
Tourismus- und Kulturausschuss Fremdenverkehrswesen, Umsetzung und 
 Weiterentwicklung des Tourismuskonzeptes,  
 Tourismus- und Kulturförderung, Digitalisierung 
 
(3) Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 5 KV M-V wird ein Rechnungsprüfungsausschuss gebildet. 
Dieser setzt sich zusammen aus zwei Mitgliedern der Stadtvertretung und sieben sachkundigen 
Einwohnern. Er tagt nicht öffentlich. 
 
(4) Die Sitzungen der Ausschüsse nach Abs. 2 sind öffentlich. § 4 Abs. 2 gilt entsprechend.  
 
(5) Die Sitzungen der Ausschüsse müssen mindestens einmal pro Quartal erfolgen. Es ist ein 
Jahresterminplan anzufertigen. 
 
 

§ 7 
Bürgermeister 

 
(1) Der Bürgermeister wird für sieben Jahre gewählt. 
 
(2) Er trifft Entscheidungen unterhalb der Wertgrenzen des § 5 Abs. 3 dieser Hauptsatzung. 
Der Bürgermeister entscheidet über die Vergabe von Aufträgen nach der UVgO bzw. VOL bis zum Wert 
von 50.000 EURO und nach der VOB bis zum Wert von 250.000 EURO. 
 
(3) Verpflichtungserklärungen der Stadt bis zu einer Wertgrenze von 30.000 EURO bzw. bei 
wiederkehrenden Verpflichtungen von 30.000 EURO pro Jahr können vom Bürgermeister allein bzw. 
durch eine von ihm beauftragte bedienstete Person in einfacher Schriftform ausgefertigt werden. 
Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht liegt diese Wertgrenze bei 30.000 EURO. 
 
(4) Der Bürgermeister ernennt, befördert und entlässt Beamte der Laufbahngruppe 1. Beschäftigte bis zur 
Entgeltgruppe E10 werden durch ihn eingestellt, alle Beschäftigte durch ihn höhergruppiert und 
entlassen. 
 
(5) Der Bürgermeister entscheidet über 

 das Einvernehmen nach § 14 Abs. 2 BauGB (Ausnahme von der Veränderungssperre), es sei denn, es 

ergibt sich ein Konflikt mit den Planungszielen, 

 die Genehmigungen nach § 144 Abs. 1 und 2 BauGB, 

 die Genehmigung nach § 173 Abs. 1 BauGB, 

 die Anordnung von Maßnahmen nach § 176 Abs. 1, und § 178 BauGB, 

 über Anträge nach § 62 LbauO M-V (Genehmigungsfreistellung) 

 über Ausnahmen und Befreiungen von örtlichen Bauvorschriften im Geltungsbereich von 

Bebauungsplänen und städtischen Satzungen 

 
Der Bürgermeister entscheidet darüber hinaus über alle Angelegenheiten der laufenden Verwaltung 
gemäß § 38 Abs. 3 Satz 3 KV M-V, insbesondere über das Einvernehmen der Stadt nach § 36 Abs. 1 BauGB 
für Vorhaben, die für die planerische Entscheidung der Stadt ersichtlich von untergeordneter Bedeutung 
sind. Zu diesen Entscheidungen soll der Bürgermeister eine Stellungnahme des Bauausschusses einholen. 
Der Bürgermeister unterrichtet die Stadtvertretung auf ihrer nächsten Sitzung über die getroffenen 
Maßnahmen nach diesem Absatz. 
Zusätzlich entscheidet der Bürgermeister, wenn aufgrund der vorgegebenen Fristen eine Entscheidung 
des Hauptausschusses gemäß § 5 Abs. 6 nicht herbeigeführt werden kann.  
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(6) Der Bürgermeister entscheidet über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder 
ähnliche Zuwendungen bis 99,99 EURO. 
 
(7) Der Bürgermeister erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 120 EURO 
entsprechend der Kommunalbesoldungsverordnung M-V. 
 
(8) Der Bürgermeister entscheidet in Abstimmung mit dem Bürgervorsteher über die Verleihung der 
Ehrenurkunde für verdienstvolle Bürger der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. Die Verleihung der 
Ehrenurkunde ist mit keinen Rechten und Pflichten verbunden. 
 

 
§ 8 

Stellvertretung des Bürgermeisters 
 

(1) Die Stellvertreter des Bürgermeisters führen die Bezeichnung: Stadtrat. Es werden zwei Stellvertreter 
gewählt. 
 
(2) Die Stellvertreter erhalten eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 220 EURO entsprechend der 
Entschädigungsverordnung M-V. 
 
 

§ 9 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist ehrenamtlich tätig. Sie wird durch die Stadtvertretung bestellt. 
Die Gleichstellungsbeauftragte unterliegt mit Ausnahme der Regelung in § 41 Abs. 5 KV M-V der 
Dienstaufsicht des Bürgermeisters und wird auf fünf Jahre bestellt. 
 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern in der Stadt beizutragen. Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere: 
 

1. die Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für die Gleichstellung von Männern 

und Frauen 

2. Initiativen zur Verbesserung der Situation der Frauen in der Stadt 

3. die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behörden, um 

frauenspezifische Belange wahrzunehmen 

4. ein jährlicher Bericht über ihre Tätigkeit sowie über Gesetze, Verordnungen und Erlasse des 

Bundes und des Landes zu frauenspezifischen Belangen. 

 
(3) Der Bürgermeister hat die Gleichstellungsbeauftragte im Rahmen ihres Aufgabenbereiches an allen 
Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass deren Initiativen, Vorschläge, Bedenken und sonstigen 
Stellungnahmen berücksichtigt werden können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie Auskünfte zu erteilen. 
 
 

§ 10 
Entschädigung 

 
(1) Die Stadt gewährt Entschädigungen entsprechend der Entschädigungsverordnung M-V für 
ehrenamtliche Tätigkeit des Vorsitzenden der Stadtvertretung in Höhe von 360 EURO im Monat, der 
Fraktionsvorsitzenden in Höhe von 190 EURO im Monat sowie der Gleichstellungsbeauftragten in Höhe 
von 160 EURO im Monat. 
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(2) Die Mitglieder der Stadtvertretung und ihrer Ausschüsse erhalten entsprechend der Entschädigungs-
verordnung M-V eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung in Höhe von 40 EURO für die Teilnahme 
an Sitzungen der Stadtvertretung, der Ausschüsse und der Fraktionen. Bei Fraktionsvorsitzenden gilt dies 
nicht für Fraktionssitzungen. 
 
(3) Ausschussvorsitzende oder ihre Stellvertreter erhalten entsprechend der Entschädigungsverordnung 
M-V eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung in Höhe von 60 EURO für die Leitung der 
Ausschusssitzung. 
 
(4) Für mehrere Sitzungen an einem Tag wird nur eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung 
gewährt. Die Höchstzahl der Sitzungen der Fraktionen, für die eine sitzungsbezogene 
Aufwandsentschädigung zu zahlen ist, wird auf jährlich zehn beschränkt. 
 
(5) Vergütungen und Aufwandsentschädigungen aus einer Tätigkeit als Vertreter der Stadt in der 
Gesellschafterversammlung oder ähnlichem Organ eines Unternehmens oder Einrichtung des privaten 
Rechts ist an die Stadt abzuführen, soweit sie monatlich 100 EURO überschreiten, aus einer Tätigkeit im 
Aufsichtsrat solcher Unternehmen oder Einrichtungen, soweit sie 250 EURO, bei deren Vorsitzenden und 
Vorständen bzw. Geschäftsführern 500 EURO überschreiten. 
 
(6) Die Stadt gewährt Entschädigungen entsprechend der Feuerwehrentschädigungs-verordnung M-V 
(FwEntschVO M-V) für den Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kühlungsborn in Höhe von 
200 EURO im Monat und für den stellvertretenden Wehrführer in Höhe von 100 EURO im 
Monat.Personen mit besonderen Aufgaben (Jugendwart, Schriftführer, Kassenwart, Gerätewart und 
Zugführer) erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 70 EURO. Die Übungsleiter des 
Musikzuges erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von je 45 EURO. 
Die Aufwandsentschädigung dient als Pauschalbetrag für Fahrkosten, Telefongebühren, Schreibmaterial, 
Reinigung von Uniformen und sonstigen Aufwendungen. 
 
 

§ 11 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
erfolgt durch Abdruck im „Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Stadt Ostseebad Kühlungsborn“. 
Das Bekanntmachungsblatt erscheint monatlich und kann einzeln oder im Abonnement bei der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Ostseebad Kühlungsborn, kostenlos bezogen werden. 
Der Einzelbezug ist an der Infothek im Warteraum Erdgeschoss der Stadtverwaltung während der 
Öffnungszeiten möglich. Der Bezug im Abonnement kann nach formloser Beantragung bei der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Ostseebad Kühlungsborn, gegen Erstattung der 
Versandkosten vereinbart werden. Zusätzlich kann das Amtliche Bekanntmachungsblatt über die 
Internetseite der Stadt Ostseebad Kühlungsborn http://www.stadt-
kuehlungsborn.de/buergerservice/amtsblatt.html abgerufen werden. 
 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn, die durch 
Rechtsvorschriften vorgegeben sind, werden im Internet auf der Homepage der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn http://www.stadt-kuehlungsborn.de im Bereich „Bekanntmachungen“ öffentlich bekannt 
gemacht. Textfassungen von allen Satzungen der Stadt werden in der Stadt Ostseebad Kühlungsborn, 
Ostseeallee 20, 18225 Ostseebad Kühlungsborn bereitgehalten.  
 
(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist im „Amtlichen 
Bekanntmachungsblatt der Stadt Ostseebad Kühlungsborn“ wie im Absatz 1 hinzuweisen. 
Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und 
Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken. 
 

http://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/amtsblatt.html
http://www.stadt-kuehlungsborn.de/buergerservice/amtsblatt.html
http://www.stadt-kuehlungsborn.de/
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(4) Vereinfachte Bekanntmachungen erfolgen durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln bzw. durch 
Auslegung im Rathaus. Die Bekanntmachungstafeln befinden sich vor dem Rathaus der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Ostseebad Kühlungsborn. 
 
(5) Ist die öffentliche Bekanntmachung einer ortsrechtlichen Bestimmung in der Form des Absatzes 1 in 
Folge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so ist diese mit Aushang an 
den Bekanntmachungstafeln zu veröffentlichen. Die Aushangfrist beträgt 14 Tage. In diesen Fällen ist die 
Bekanntmachung in der Form nach Absatz 1 unverzüglich nachzuholen, sofern sie nicht durch Zeitablauf 
gegenstandslos geworden ist. 
 
(6) Einladungen zu den Sitzungen der Stadtvertretungen und ihrer Ausschüsse werden durch Aushang an 
der Bekanntmachungstafel im Rathaus sowie im Bürgerinformationssystem 
(https://www.kuehlungsborn.sitzung-online.de/bi) öffentlich bekannt gemacht. 
 

 

§ 12 
Ortsteile / Ortsteilvertretung 

 
(1) Es werden keine Ortsteile und Ortsteilvertretungen gebildet. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn vom 18.03.2015 mit den 
dazugehörigen Änderungssatzungen außer Kraft. 
 
 
Ostseebad Kühlungsborn, den 06.07.2020 
 
 
 
 
 
Rüdiger Kozian 
Bürgermeister 

https://www.kuehlungsborn.sitzung-online.de/bi
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Allgemeinverfügung zur Regelung der Plakatwerbung aus Anlass der Wahl des Landrates des 
Landkreises Rostock am 06.09.2020 in der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
 
Auf der Grundlage von § 22 des Straßen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 
13.1.1993, §§ 2, 7 Abs. 3 der Sondernutzungssatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn vom 28.07.1999, 
§ 35 S. 2 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes Mecklenburg-Vorpommern vom 01.09.2014 und 
§ 21a Landes- und Kommunalwahlgesetz vom 16.12.2010 ergeht folgende Allgemeinverfügung:  
 
I. Regelungsbereich 
1. Freizuhaltende Bereiche 
Folgende Bereiche und Straßen sind von Wahlplakatierungen freizuhalten: 

 Rudolf-Breitscheid-Straße 

 Hafenstraße 

 Ostseeallee 

 Bürgerweg 

 Hermann-Löns-Weg vom Wald bis Hafenstraße 

 Strandstraße von Ostseeallee bis Doberaner Straße 

 Fischersteig 

 Dünenstraße 

 Lindenstraße 

 Hermannstraße 

 Poststraße von Hermannstraße bis Hermann-Häcker-Straße 

 Strandpromenade 
 
2. Plakatwerbung 
Die Plakatwerbung darf abweichend von § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StVO innerhalb einer Zeit von 3 Monaten 
unmittelbar vor der Wahl unter Beachtung folgender Nebenbestimmungen 
durchgeführt werden. 

a. Die Plakatwerbung ist unzulässig im Bereich von Kreuzungen und Einmündungen, vor 
Bahnübergängen und am Innenrand von Kurven. 

b. Die Plakatwerbung darf nach Ort und Art der Anbringung sowie der Form und Farbe der 
Plakate nicht zu Verwechselungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben oder 
deren Wirkung beeinträchtigen. Sie darf nicht in den Verkehrsraum hineinragen. Auf § 33 Abs. 2 
StVO wird verwiesen. 

c. Die Beschädigung von Straßenbestandteilen (z.B. Bäume, Schilder) u. a. durch Annageln ist 
unzulässig. 

d. Die Plakatwerbung ist innerhalb von 2 Wochen nach dem Wahltag aus dem öffentlichen 
Verkehrsraum zu entfernen. 

e. In einem Radius von 100 m zu folgenden Ortslagen ist die Plakatwerbung am Wahltag ab 08:00 
Uhr unzulässig: 

1. Schulweg 2 (Turnhalle Ost) 
2. Neue Reihe 73 a (Schulzentrum) 

 
Plakatwerbung, die den vorstehenden Bestimmungen nicht entspricht, kann von der zuständigen Behörde 
entfernt und sichergestellt werden. Sachschäden sind der Stadt Ostseebad Kühlungsborn unverzüglich zu 
melden. 
 
3. Verstoß gegen Strafgesetze sowie Verbot von verfassungsfeindlichen Äußerungen, Abbildungen oder 
Symbolen 
Es wird untersagt, Wahlwerbung zu betreiben, die gegen Strafgesetze (z.B. beleidigende Äußerungen, 
Verleumdung oder Volksverhetzung) verstößt oder verfassungsfeindliche Äußerungen, Abbildungen oder 
Symbole enthält. 
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4. Kosten 
Innerhalb einer Zeit von 6 Wochen vor der Wahl bis 2 Wochen danach ist Plakatwerbung gemäß § 21a 
Landes- und Kommunalwahlgesetz M-V i. V. m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 Sondernutzungsgebührensatzung der 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn gebührenfrei. In anderen Zeiträumen ist die Plakatwerbung 
gebührenpflichtig. Die Plakatwerbung ist in den gebührenpflichtigen Zeiträumen der Stadt Kühlungsborn 
vor Durchführung in Textform anzuzeigen. 
 
II. Androhung von Zwangsgeld 
Soweit Plakatwerbung im öffentlichen Verkehrsraum ohne Einhaltung der in dieser Verfügung 
enthaltenen Regelungen platziert oder nicht, nicht vollständig oder nicht innerhalb der v. g. Fristen von 
der jeweils verantwortlichen Partei fristgerecht entfernt wird, wird hiermit die Festsetzung eines 
Zwangsgeldes i. H. v. 50,00 Euro je Plakat angedroht (§ 25 Abs. 1 Satz 2 StrWG M-V i. V. m. §§ 87, 88 SOG 
M-V). 
 
III. Widerruf 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung können jederzeit ganz oder teilweise widerrufen bzw. mit 
weiteren Nebenbestimmungen versehen werden. 
 
 
Begründung: 
zu I. 1. Verbot der Wahlsichtwerbung an bestimmten Straßen: 
Dass die politischen Parteien vor den jeweiligen Wahlterminen mit Wahlplakaten für sich werben, ist aus 
demokratischen und verfassungsrechtlichen Gründen grundsätzlich hinzunehmen, soll aber mit Blick auf 
die städtebaulichen, denkmalpflegerischen und touristischen Belange eingeschränkt werden.  
Insbesondere sollen die vor allem touristisch genutzten Bereiche der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
geschützt werden. 
 
Die Zulässigkeit einer Beschränkung der Wahlsichtwerbung auf öffentlichen Straßen ist von der 
Rechtsprechung seit langem anerkannt. Parteien haben im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
grundsätzlich einen verfassungsrechtlich garantierten Anspruch auf Erteilung der erforderlichen 
Sondernutzungserlaubnis, der darauf gerichtet ist, ihnen Wahlsichtwerbung auf öffentlichen Straßen zu 
ermöglichen. Dieser Anspruch besteht jedoch nicht schrankenlos. Die Behörde ist berechtigt, dafür zu 
sorgen, dass eine wochenlange Verunstaltung des Ortsbildes durch wildes Plakatieren verhindert wird. 
Weitere Schranken können sich aus der Notwendigkeit ergeben, einen besonders schützenswerten 
touristisch genutzten Bereich von einer Sichtwerbung für Wahlzwecke gänzlich freizuhalten. Der Anspruch 
auf Gestattung einer Wahlsichtwerbung ist weiter dadurch beschränkt, dass er lediglich auf eine Werbung 
in einem Umfang gerichtet ist, der für die Selbstdarstellung der jeweiligen Partei notwendig und 
angemessen ist (BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 1974, Az. VII C 43.72). 
 
In der Stadt Ostseebad Kühlungsborn ist der Schutz des Stadtbildes im ausgenommenen Gebiet 
rechtskräftig durch die Gestaltungssatzung vom 20.12.2010 unter Schutz gestellt worden. Das wesentliche 
Ziel der Gestaltungssatzung ist der Schutz und die Regelung der zukünftigen Gestaltung des Stadtbildes 
der Stadt Ostseebad Kühlungsborn, welches von besonderer geschichtlicher, architektonischer und 
städtebaulicher Bedeutung ist. Wahlwerbung, die in der Regel jeweils einige Monate hängt, stört 
wesentlich das Erscheinungsbild und ist einer touristisch intensiven Nutzung der Bereiche abträglich. 
In den anderen Bereichen der Stadt ist Wahlsichtwerbung weiterhin zulässig. Aus diesem Grunde bleibt 
die notwendige und angemessene Selbstdarstellung der Parteien sichergestellt. 
 
Darüber hinaus wird den Parteien auf zusätzlichen Antrag und in Abstimmung mit dem Ordnungsamt die 
Möglichkeit gegeben, auf Grünflächen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn Wahlsichtwerbung mit 
Großflächenplakaten zu betreiben.  
Dies ist auf folgenden Flächen der Fall:  

-  Grünstreifen gegenüber des Landwirtschaftsbetriebs, Schloßstraße 21 A 
-  nord-östliche Wiese an der Kreuzung Pfarrweg/ Achterstieg,  
-  Wiese nord-westlich der Kleingartenanlage Ost. 
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Der Erlass dieser Allgemeinverfügung liegt im Ermessen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. 
Die vorgenannten Gründe haben dazu geführt, dass das Interesse der Parteien an flächendeckender 
Wahlwerbung hinter dem öffentlichen Interesse an einer in wenigen Kernbereichen möglichst 
störungsfreien Präsentation der Stadt für Besucher und Touristen zurücktreten muss. 
 
zu I. 2. Verbot der Wahlwerbung an bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten 
Die Regelungen des Erlasses des Wirtschaftsministers im Einvernehmen mit dem Innenminister des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 17. August 1994 (Amtsbl. M-V 1994, S. 899) und der 
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Inneres und Sport des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 
27. Mai 2016 (Amtsbl. M-V 2016, S. 334) gelten für das gesamte Stadtgebiet. 
 
zu I. 3. Verstoß gegen Strafgesetze sowie Verbot von verfassungsfeindlichen Äußerungen, 
Abbildungen oder Symbolen 
Der Verstoß gegen Strafgesetze sowie die Kundgabe von verfassungsfeindlichen Äußerungen, 
Abbildungen oder Symbolen bei der Gelegenheit von Wahlen wird in der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
nicht toleriert. 
 
zu I. 4. Kosten 
Die Erhebung von Gebühren ergibt sich aus der Sondernutzungs- sowie der Sondernutzungsgebühren-
satzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. In der „heißen“ Wahlkampfphase ab 6 Wochen vor der Wahl 
kann Plakatwerbung gem. § 21 a LKWG M-V gebührenfrei durchgeführt werden. 
 

zu II. Androhung von Zwangsgeld 

Es entspricht dem Gebot der Verhältnismäßigkeit, bei Verstößen gegen die unter Punkt II. näher 
dargestellten Tatbestände zunächst ein Zwangsgeld anzudrohen. 
 
zu III. Widerruf 
Mithilfe dieses Hinweises soll auf die jederzeitige Anpassbarkeit der Verfügungen an sich in der Zukunft 
ändernde Sachverhalte / gesetzliche Bestimmungen aufmerksam gemacht werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bürgermeister der Stadt 
Ostseebad Kühlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Kühlungsborn einzulegen.  
 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekanntgabe in Kraft. 
 
 
Kühlungsborn, den 03.07.2020 
 
 
 
 
Dirk Lahser      
stellv. Bürgermeister    (Siegel) 

 
 
 
 
 

Das nächste Amtliche Bekanntmachungsblatt erscheint am 13.08.2020 

 


